
BESCHLUSS DES RATES 

vom 17. Dezember 2012 

über den Beitritt der Europäischen Union zum Protokoll zum Schutz des Mittelmeers vor 
Verschmutzung durch die Erforschung und Nutzung des Festlandsockels, des Meeresbodens und 

des Meeresuntergrunds 

(2013/5/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeers gegen 
Verschmutzung, später umbenannt in Übereinkommen 
zum Schutz der Meeresumwelt und der Küstengebiete 
des Mittelmeers (im Folgenden „Übereinkommen von 
Barcelona“), wurde durch den Beschluss 77/585/EWG 
des Rates ( 2 ) im Namen der Europäischen Gemeinschaft 
geschlossen; die Änderungen des Übereinkommens von 
Barcelona wurden durch den Beschluss 1999/802/EG des 
Rates ( 3 ) angenommen. 

(2) Gemäß Artikel 7 des Übereinkommens von Barcelona 
müssen die Vertragsparteien alle geeigneten Maßnahmen 
treffen, um eine Verschmutzung des Mittelmeergebiets 
durch die Erforschung und Nutzung des Festlandsockels, 
des Meeresbodens und des Meeresuntergrunds zu vermei­
den, zu vermindern, zu bekämpfen und so weit wie 
möglich zu beseitigen. 

(3) Eines der Protokolle zum Übereinkommen von Barcelona 
betrifft den Schutz des Mittelmeers vor Verschmutzung 
durch die Erforschung und Nutzung des Festlandsockels, 
des Meeresbodens und des Meeresuntergrunds (im Fol­
genden „Offshore-Protokoll“). Es trat am 24. März 
2011 in Kraft. Bislang wurde es von Albanien, Libyen, 
Marokko, Syrien, Tunesien und Zypern ratifiziert. Abge­
sehen von Zypern haben einige andere Mitgliedstaaten, 
die Vertragsparteien des Übereinkommens von Barcelona 
sind, unlängst ihre Absicht bekundet, das Protokoll eben­
falls zu ratifizieren. 

(4) Im Mittelmeer sind schätzungsweise über 200 Offshore- 
Plattformen in Betrieb, und weitere Anlagen sind geplant. 
Nach der Entdeckung großer Lagerstätten fossiler Brenn­
stoffe im Mittelmeer ist mit einer Zunahme bei der Er­
kundung und der Förderung von Kohlenwasserstoffen zu 
rechnen. Ein Unfall der Art, wie er sich 2010 im 
Golf von Mexiko ereignet hat, könnte wegen des 
Binnenmeercharakters und der besonderen Hydrodyna­
mik im Mittelmeer unmittelbare und grenzübergreifende 
nachteilige Folgen für die Wirtschaft des Mittelmeers und 
für die empfindlichen Meeres- und Küstenökosysteme 
haben. Mittelfristig werden wahrscheinlich noch weitere 

Bodenschätze in der Tiefsee, im Meeresboden und im 
Meeresuntergrund erforscht und genutzt werden. 

(5) Wird den von diesen Tätigkeiten ausgehenden Risiken 
nicht wirksam begegnet, so könnten die Bemühungen 
all der Mitgliedstaaten, die verpflichtet sind, die erforder­
lichen Maßnahmen zur Erreichung und Aufrechterhal­
tung eines guten Umweltzustands in ihren Meeresgewäs­
sern im Mittelmeer gemäß der Richtlinie 2008/56/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maß­
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt 
(Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) ( 4 ) zu ergreifen, ernst­
haft beeinträchtigt werden. Außerdem würde durch das 
Ergreifen der notwendigen Maßnahmen dazu beigetragen, 
dass die Zusagen und Verpflichtungen, die Griechenland, 
Spanien, Frankreich, Italien, Zypern, Malta, Slowenien 
und die Union selbst als Vertragsparteien des Überein­
kommens von Barcelona eingegangen sind, erfüllt bzw. 
eingehalten werden. 

(6) Das Offshore-Protokoll enthält ein breites Spektrum an 
Bestimmungen, die von unterschiedlichen Verwaltungs­
ebenen umgesetzt werden müssen. Während die Union 
die Sicherheit bei Erforschungs- und Nutzungstätigkeiten 
im Offshore-Bereich fördern sollte — auch wegen der 
hohen Wahrscheinlichkeit grenzüberschreitender Auswir­
kungen von mit diesen Tätigkeiten verbundenen Umwelt­
problemen —, sollten die Mitgliedstaaten und deren zu­
ständige Behörden für bestimmte im Offshore-Protokoll 
festgelegte detaillierte Maßnahmen verantwortlich sein. 

(7) In der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Die 
Sicherheit von Offshore-Erdöl- und Erdgasaktivitäten — 
eine Herausforderung“, die am 12. Oktober 2010 ver­
abschiedet wurde, wird darauf hingewiesen, dass die welt­
weite Förderung der Sicherheit von Offshore-Aktivitäten 
und der entsprechenden Notfallkapazitäten internationale 
Zusammenarbeit erfordert; als eine der Maßnahmen in 
diesem Zusammenhang wird die Sondierung des Poten­
zials regionaler Übereinkommen genannt. Die Mitteilung 
empfiehlt, den Prozess zur Inkraftsetzung des Offshore- 
Protokolls in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen 
Mitgliedstaaten wieder aufzunehmen. 

(8) Der Rat hat in den von ihm am 3. Dezember 2010 
angenommenen Schlussfolgerungen über die Sicherheit 
von Offshore-Erdöl- und Erdgasaktivitäten bekräftigt, 
dass die Union und ihre Mitgliedstaaten weiterhin eine 
herausragende Rolle im Rahmen von internationalen Ini­
tiativen und Foren sowie bei der regionalen Zusammen­
arbeit auch im Mittelmeer spielen sollten, wenn es darum 
geht, die höchsten Sicherheitsstandards anzustreben. Da­
rin ersuchte der Rat ferner die Kommission und die Mit­
gliedstaaten, die bestehenden internationalen Überein­
kommen optimal zu nutzen.
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( 1 ) Zustimmung vom 20. November 2012 (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht). 

( 2 ) ABl. L 240 vom 19.9.1977, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 322 vom 14.12.1999, S. 32. ( 4 ) ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19.



(9) Das Europäische Parlament hat in seiner Entschließung 
vom 13. September 2011 betont, dass das noch nicht 
ratifizierte Offshore-Protokoll dringend im vollen Um­
fang durchgesetzt werden muss, damit die Umwelt vor 
einer Verschmutzung aufgrund der Exploration und Ge­
winnung von Rohstoffen geschützt werden kann. 

(10) Eines der Ziele der Umweltpolitik der Union ist die För­
derung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur 
Bewältigung regionaler Umweltprobleme. Im Zusammen­
hang mit dem Offshore-Protokoll ist es besonders wichtig 
zu berücksichtigen, dass Unfälle in einem Binnenmeer 
wie dem Mittelmeer mit hoher Wahrscheinlichkeit grenz­
überschreitende Umweltauswirkungen haben würden. Die 
Union sollte daher alle erforderlichen Maßnahmen tref­
fen, die der Sicherheit bei Erforschungs- und Nutzungs­
tätigkeiten im Offshore-Bereich und dem Schutz der Mee­
resumwelt im Mittelmeer förderlich sind. 

(11) Die Kommission schlägt auch eine Verordnung über die 
Sicherheit von Offshore-Aktivitäten zur Prospektion, Ex­
ploration und Förderung von Erdöl und Erdgas (im Fol­
genden „vorgeschlagene Verordnung“) vor. 

(12) Das Offshore-Protokoll betrifft einen Bereich, der weit­
gehend vom Unionsrecht erfasst ist. Dazu gehören As­
pekte wie beispielsweise der Schutz der Meeresumwelt, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen und die Umwelthaf­
tung. Außerdem steht das Offshore-Protokoll — vor­
behaltlich der abschließenden Entscheidung der Gesetz­
geber über die vorgeschlagene Verordnung — im Ein­
klang mit den in dieser Verordnung genannten Zielen, 
einschließlich derjenigen betreffend die Genehmigung, die 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie die technische und 
finanzielle Kapazität von Betreibern. 

(13) Es ist unbedingt erforderlich, sowohl bei der Aushand­
lung und beim Abschluss als auch bei der Erfüllung der 
übernommenen Verpflichtungen eine enge Zusammen­
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Organen 
der Union sicherzustellen. Diese Pflicht zur Zusammen­
arbeit ergibt sich aus der Notwendigkeit eines geschlos­
senen Auftretens der Union auf der internationalen Ebe­

ne. Daher sollten die Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien 
des Übereinkommens von Barcelona sind und das Off­
shore-Protokoll noch nicht ratifiziert haben oder ihm 
noch nicht beigetreten sind, die notwendigen Schritte 
unternehmen, um die diesbezüglichen Verfahren ab­
zuschließen. 

(14) Die Union sollte daher dem Offshore-Protokoll beitreten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beitritt der Europäischen Union zu dem Protokoll zum 
Schutz des Mittelmeers vor Verschmutzung durch die Erfor­
schung und Nutzung des Festlandsockels, des Meeresbodens 
und des Meeresuntergrunds wird im Namen der Union geneh­
migt. 

Der Wortlaut des Offshore-Protokolls ist diesem Beschluss bei­
gefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist/sind, die Genehmigungsurkunde im Na­
men der Union bei der spanischen Regierung, die nach Arti­
kel 32 Absatz 2 des Offshore-Protokolls die Aufgaben des Ver­
wahrers übernimmt, zu hinterlegen, um die Zustimmung der 
Union auszudrücken, durch das Offshore-Protokoll gebunden 
zu sein ( 1 ). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 17. Dezember 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
S. ALETRARIS
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( 1 ) Der Tag des Inkrafttretens des Offshore-Protokolls für die Union 
wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht.
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